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 TARIFSCHALTZEITEN 

 Es gelten die Schaltzeiten des örtlichen Verteilnetzbetreibers. 

 VERTRAGSSCHLUSS/LIEFERBEGINN 

2.1. Der Vertrag kommt durch die Bestätigung der Stadtwerke Gütersloh 
GmbH (im Folgenden als Stadtwerke bezeichnet) in Textform unter An-
gabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. 

 Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung 
notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Liefervertrages 
etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung eines Verbrauchers iSd. § 13 BGB er-
folgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 
2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert die Stadtwerke 
hierzu ausdrücklich auf. 

 UMFANG UND DURCHFÜRHUNG DER LIEFERUNG/LEISTUNGSUM-
FANG/WEITERLEITUNGSVERBOT/BEFREIUNG VON DER LEISTUNGS-
PFLICHT/EIGENERZEUGUNGSANLAGEN 

3.1. Die Stadtwerke liefern dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie 
an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Ei-
gentumsgrenze des Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und 
mittels Marktlokations-Identifikationsnummer energiewirtschaftlich 
identifiziert wird.  

3.2. Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht 
und ist gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der 
Kunde keinen Vertrag mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber 
schließt.  Die Stadtwerke stellen dem Kunden das Entgelt für den Mess-
stellenbetrieb unter den Voraussetzungen von Ziffer 7.3.1 und 7.3.2 in 
Rechnung. 

3.3. Der Kunde wird die elektrische Energie lediglich zur eigenen Versorgung 
nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulässig. 

3.4. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energiever-
sorgung sind die Stadtwerke, soweit es sich um Folgen einer Störung des 
Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, von ihrer Leis-
tungspflicht befreit. Zu den möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den 
Netzbetreiber wird auf Ziffer 10 verwiesen.  

3.5. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorher-
sehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwen-
dung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Auf-
wand nicht erreicht werden kann (insbesondere höhere Gewalt wie z. B. 
Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Arbeitskampfmaßnahmen, ho-
heitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder unmöglich gemacht, 
so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten befreit, so-
lange diese Umstände und deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind.  

3.6. Die Stadtwerke sind weiter von ihrer Leistungspflicht befreit, soweit und 
solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnut-
zung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene 
Initiative unterbrochen hat. Schadensersatzansprüche des Kunden gegen 
die Stadtwerke bleiben für den Fall unberührt, dass die Stadtwerke an der 
Unterbrechung ein Verschulden trifft. 

3.7. Der Kunde hat die Stadtwerke vier Wochen vor der geplanten Inbetrieb-
nahme von Eigenerzeugungsanlagen zum Eigenverbrauch in Textform 
über die Anlage(n) und deren Leistung zu informieren. 

 MESSUNG/ZUTRITTSRECHT/ABSCHLAGSZAHLUNGEN/ABRECH-
NUNG/ANTEILIGE PREISBERECHNUNG/ABRECHNUNGSINFORMATIO-
NEN/ VERBRAUCHSHISTORIE 

4.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen des zu-
ständigen Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrich-
tungen wird vom Messstellenbetreiber oder den Stadtwerken oder, so-
fern keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelli-
gentes Messsystem) erfolgt, auf Verlangen der Stadtwerke oder des 
Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. Verlangen 
die Stadtwerke eine Selbstablesung des Kunden, fordern die Stadtwerke 
den Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen er-
folgt zum Zwecke der Abrechnung, etwa anlässlich eines Lieferanten-
wechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses der Stadtwerke 
an einer Überprüfung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der 
Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer Selbstablesung wider-
sprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Soweit der Kunde für einen 
bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung 
keine Ablesedaten übermittelt hat oder die Stadtwerke aus anderen 
Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, den tatsächlichen Verbrauch 
nicht ermitteln kann (etwa, weil keine Messwerte bzw. vom Messstellen-
betreiber rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte verfügbar sind), können die 
Stadtwerke den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder 
bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden je-
weils unter angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Verhält-
nisse schätzen.  

4.2. Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis 
versehenen Beauftragten der Stadtwerke oder des Messstellenbetreibers 
den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, 
soweit dies zur Ermittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen oder 
zur Ablesung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die Benachrichti-
gung kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am oder 
im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem 
Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. 

Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zugänglich sind. 
Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellen die 
Stadtwerke dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß dem 
anliegenden Preisblatt zu Mahn- und Sonderentgelten der Stadtwerke Gütersloh in 
Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen; 
die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Dem 
Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden 
oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. 

4.3. Die Stadtwerke können vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. 
Die Höhe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehen-
den Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durch-
schnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis.  
Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies ange-
messen zu berücksichtigen. Ist die Messstelle des Kunden mit einem intelligenten 
Messsystem ausgestattet, ist der Lieferant berechtigt, anstelle der Erhebung von 
Abschlagszahlungen, monatlich bis zum 15. des auf einen Liefermonat folgenden 
Kalendermonats, die Entgelte nach diesem Vertrag für die im Vormonat gelieferte 
Energie abzurechnen. 

4.4. Zum Ende jedes von den Stadtwerken festgelegten Abrechnungszeitraumes, der 
ein Jahr nicht überschreitet, und zum Ende des Lieferverhältnisses wird von den 
Stadtwerken eine Abrechnung nach seiner Wahl in elektronischer Form oder in Pa-
pierform erstellt. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde das Recht, eine kosten-
pflichtige monatliche, vierteljährliche oder halbjährliche Abrechnung zu wählen, 
die auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung mit den Stadtwerken erfolgt. 
Erhält der Kunde Abrechnungen in Papierform, erfolgen Abrechnungen auf Wunsch 
auch in elektronischer Form. Erhält der Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt 
die Abrechnung auf Wunsch auch einmal jährlich in Papierform. In jeder Abrech-
nung wird der tatsächliche Umfang der Belieferung unter Anrech- nung der Ab-
schlagszahlungen abgerechnet. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlun-
gen von der Abrechnung der tatsächlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu 
wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet, spätestens 
aber mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet. Bei einer monatlichen Abrech-
nung entfällt das Recht der Stadtwerke nach Ziffer 4.3 Satz 1. 

4.5. Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Fernübermitt-
lung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), erhält er un-
entgeltlich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen 
nach § 40b EnWG automatisch alle sechs Monate und auf Wunsch alle drei Monate.   

4.6. Auf Wunsch des Kunden stellen die Stadtwerke dem Kunden und einem von diesem 
benannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen Ver-
brauchshistorie zur Verfügung.  Die Stadtwerke stellen dem Kunden die dadurch 
entstandenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung. 

4.7. Der Kunde kann jederzeit von den Stadtwerken verlangen, eine Nachprüfung der 
Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine 
staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes 
zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden nur dann zur Last, 
sofern die eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden. 

4.8. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der eich-
rechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rech-
nungsbetrages festgestellt (wie z.B. auch bei einer Rechnung auf Grundlage fal-
scher Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüg-
lich erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrech-
net. Ist das Ausmaß des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Mes-
seinrichtung nicht an (und liegen auch keine rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte 
vor), so ermitteln die Stadtwerke den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehler-
freien Ablesung durch Schätzung entsprechend Ziffer 4.1 Satz 6.  Ansprüche nach 
dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeit-
raum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größe-
ren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens drei 
Jahre beschränkt. 

4.9. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums, so rech-
nen die Stadtwerke geänderte verbrauchsunabhängige Preisbestandteile tagesge-
nau ab. Für die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile 
wird die nach Ziffer 4.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungs-
zeitraum auf Grundlage einer Schätzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf 
den Zeitraum vor und nach der Preisänderung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Ver-
brauchsschwankungen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte ange-
messen zu berücksichtigen sind. Die nach der Preisänderung anfallenden Ab-
schlagszahlungen können entsprechend angepasst werden. 

 ZAHLUNGSBESTIMMUNGEN/VERZUG/AUFRECHNUNG 

5.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Ab-
schläge und Vorauszahlungen zu dem von den Stadtwerken nach billigem Ermessen 
(§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten 
Zeitpunkt fällig und insbesondere im Wege des Lastschriftverfahrens, Barzahlung, 
mittels Dauerauftrag oder Überweisung zu zahlen. 

5.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, können die Stadtwerke angemessene 
Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer Forderung ergreifen; fordern die Stadtwerke 
erneut zur Zahlung auf oder lassen die Stadtwerke den Betrag durch einen Beauf-
tragten eines Inkassodienstleisters (auch des Netzbetreibers) einziehen, stellen die 
Stadtwerke dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß dem 
als Anlage beigefügten Preisblatt zu Mahn- und Sonderentgelten der Stadtwerke 
Gütersloh in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und 
darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht 
übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien 
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nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. § 
288 Abs. 5 BGB bleibt unberührt. 

5.3. Gegen Ansprüche der Stadtwerke kann nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies 
gilt nicht für Ansprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilwei-
ser Nichterfüllung oder mangelhafter Erfüllung der Hauptleistungspflich-
ten. Er gilt weiterhin nicht für Forderungen des Kunden, die im Rahmen 
des Rückabwicklungsverhältnisses nach Widerruf des Vertrages entste-
hen. 

5.4. Der Anspruch auf eine Bonuszahlung, die die Stadtwerke für den Ver-
tragsabschluss gewähren wird dem Kunden im Rahmen der nächsten Jah-
resrechnung gutgeschrieben. Eine zeitanteilige Gewährung erfolgt nicht. 

 VORAUSZAHLUNG 

6.1. Die Stadtwerke können vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in 
angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus 
dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde 
innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsver-
zug gerät oder in sonstigen begründeten Fällen. 

6.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und 
die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für Ihren 
Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legen die Stadt-
werke nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frü-
hestens zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung richtet sich 
nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und 
dem aktuellen Vertragspreis oder dem durchschnittlichen Verbrauch ver-
gleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde 
glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen 
zu berücksichtigen. 

6.3. Die Vorauszahlung wird mit den jeweils nächsten vom Kunden nach dem 
Vertrag zu leistenden Zahlungen (Rechnungsbeträge und Abschläge nach 
Ziffer 5.1) verrech- net. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszah-
lung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu viel oder zu wenig be-
rechnete Betrag unverzüglich nachentrichtet bzw. erstattet. 

 ENTGELTE/ZUKÜNFTIGE STEUERN, ABGABEN UND SONSTIGE HOHEITLI-
CHEN AUFERLEGTE BELASTUNGEN/ PREISANPASSUNG NACH BILLIGEM 
ERMESSEN 

7.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandtei-
len nach den Ziffern 7.2 bis 7.6 zusammen. 

7.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Ar-
beitspreis in der sich aus dem beigefügten Preisblatt ergebenden Höhe. 
Diese werden auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung 
aller Kunden in diesem Tarif anfallen. Sie enthalten die Kosten für Ener-
giebeschaffung und Vertrieb.  

7.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie folgende Preisbe-
standteile nach den Ziffern 7.3.1 bis 7.3.11 in der jeweils geltenden Höhe. 
Die bei Vertragsschluss geltende Höhe ist im beigefügten Preisblatt ange-
geben. Die für das jeweils folgende Kalenderjahr geltende Höhe der Preis-
bestandteile nach den Ziffern 7.3.5 und 7.3.8 werden bis zum 15.10. eines 
Kalenderjahres, diejenigen der Preisbestandteile nach den Ziffern 7.3.6, 
7.3.7, 7.3.9 und 7.3.10 bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den Über-
tragungsnetztreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: www.netztrans-
parenz.de). Im Einzelnen: 

7.3.1 Die von den Stadtwerken an den Netzbetreiber für die Netznutzung zur 
Belieferung des Kunden abzuführenden Netzentgelte. Der Netzbetreiber 
ermittelt die Netzentgelte zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage 
der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a 
EnWG i.V.m. der ARegV, der StromNEV und sonstigen Bestimmungen des 
EnWG festgelegten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemäß § 
4 ARegV angepassten Erlösobergrenze. Der Netzbetreiber veröffentlicht 
die jeweils geltende Höhe der Netzentgelte auf seiner Internetseite. 

7.3.1.1  Änderungen der Netzentgelte werden gegenüber dem Kunden mit dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem sie gegenüber den Stadtwerken wirksam wer-
den.  

7.3.1.2  Bezieht der Kunde die Energie in einer anderen Spannungsebene als in 
Niederspannung, oder gilt für den Kunden ein individuelles Netzentgelt 
nach § 19 Abs. 2 StromNEV oder ein singuläres Netznutzungsentgelt nach 
§ 19 Abs. 3 StromNEV, bzw. ändert sich dies während der Vertragslaufzeit 
und stellt der Netzbetreiber den Stadtwerken deshalb abweichende Netz-
nutzungsentgelte in Rechnung, so gilt diese Änderung auch für die Ab-
rechnung der Stadtwerke gegenüber dem Kunden. Dies kann dazu führen, 
dass Entgelte für vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls nach Be-
endigung des Vertrages oder der Belieferung der jeweiligen Marktloka-
tion durch die Stadtwerke – nach – gefordert oder zurückgezahlt werden 
müssen. Der Kunde wird über die Änderungen spätestens mit der nächs-
ten Rechnung oder Abschlagsanforderung informiert.  

7.3.1.3 Für den Fall, dass gegen die für die Entgelte maßgebliche, von der Regu-
lierungsbehörde festgesetzte Erlösobergrenze Rechtsmittel eingelegt 
werden oder anhängig sind (z. B. durch den Netzbetreiber oder Dritte), ist 
zwischen den Parteien dieses Vertrages das vom Netzbetreiber auf 
Grundlage der rechts- bzw. bestandskräftig festgesetzten Erlösober-
grenze gebildete und rückwirkend angewendete Netznutzungsentgelt 
ebenso rückwirkend maßgeblich. Dies kann dazu führen, dass Entgelte für 
vorangegangene Zeiträume – gegebenenfalls nach Beendigung des Ver-
trages oder der Belieferung der jeweiligen Marktlokation durch die Stadt-
werke – nachgefordert oder zurückgezahlt werden müssen. 

7.3.1.4  Ziffer 7.3.1.3 gilt entsprechend bei Rechtsmitteln gegen die Erlösobergrenze von 
dem Netz des Netzbetreibers vorgelagerten Netzbetreiber, sofern jene eine rück-
wirkende Änderung der Entgelte des vorgelagerten Netzbetreibers zur Folge ha-
ben. 

7.3.1.5 Rück- oder Nachzahlungen nach den vorstehenden Ziffer 7.3.1.2bis 7.3.1.4 werden 
jeweils mit dem für den jeweiligen Zeitraum maßgeblichen Basiszinssatz gemäß § 
247 BGB verzinst; dies gilt nicht, wenn der Basiszinssatz negativ ist. 

7.3.1.6 Wird der sich aus dem anliegenden Preisblatt ergebende Grundpreis (Netz) jährlich 
erhoben, berechnen die Stadtwerke das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rah-
men von monatlichen Abschlägen bzw. Abrechnungen mit 1/12 des Jahresentgelts. 

7.3.2  Das von den Stadtwerken an den Netz- betreiber abzuführende Entgelt für den kon-
ventionellen Messstellenbetrieb mit Messeinrichtungen und Messsys- temen. Der 
Netzbetreiber ermittelt dieses Entgelt zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grund-
lage der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a EnWG 
i. V. m. der ARegV, der StromNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festge-
legten und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemäß § 4 ARegV angepassten 
Erlösobergrenze. Der Netzbetreiber veröffentlicht die jeweils geltende Höhe des 
Entgelts für den Messstellenbetrieb auf seiner Internetseite. 

7.3.2.1 Die Stadtwerke berechnen das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rahmen von 

monatlichen Abschlägen bzw. Abrechnungen mit 1/12 des Jahresentgelts. 

7.3.2.2 Wird oder ist eine nach diesem Vertrag von den Stadtwerken belieferte Marktlo-
kation des Kunden mit einem intelligenten Messsystem oder einer modernen Mes-
seinrichtung im Sinne des MsbG ausgestattet, entfällt der Preisbestandteil nach Zif-
fer 7.3.2 für diese Marktlokation. In diesem Fall schuldet nach den Vorgaben des 
MsbG grundsätzlich der Kunde dem Messstellenbetreiber das Messstellenbe-
triebsentgelt, es sei denn, die Stadtwerke sind nach Ziffer 7.3.3 zur Zahlung des 
Messstellenbetriebsentgelts gegenüberdem Messstellenbetreiber verpflichtet. 

7.3.3 Sind die Stadtwerke aufgrund einer vertraglichen, gesetzlichen oder regulierungs-
behördlichen Regelung anstelle des Kunden verpflichtet, das Entgelt für den Mess-
stellenbetrieb mit intelligenten Messsystemen oder modernen Messeinrichtungen 
für belieferte Marktlokationen des Kunden an den Messstellenbetreiber abzufüh-
ren, zahlt der Kunde dieses Entgelt in der jeweils vom grundzuständigen Messstel-
lenbetreiber auf seiner Internetseite veröffentlichten Höhe. Die Stadtwerke wer-
den dem Kunden das zu zahlende Entgelt und den Umstand, dass dieses im Rahmen 
dieses Vertrages von den Stadtwerken an den Kunden weiterberechnet wird, infor-
matorisch mitteilen, soweit und sobald ihm diese Umstände bekannt sind. Die 
Stadtwerke sind berechtigt, mit grundzuständigen Messstellenbetreibern Verein-
barungen zur Abrechnung der Entgelte für den Messstellenbetrieb mit intelligen-
ten Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wonach der 
grundzuständige Messstellenbetreiber gegenüber den Stadtwerken abrechnet, so-
weit die Stadtwerke sicherstellen, dass eine zusätzliche Inanspruchnahme des Kun-
den für diese Entgelte durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber ausge-
schlossen ist. Ziffer 7.3.2.1 gilt entsprechend. 

7.3.4 Die von den Stadtwerken an den zuständigen Netzbetreiber aufgrund vertraglicher 
Vereinbarung zu leistenden Zahlungen zum Ausgleich der vom Netzbetreiber abzu-
führenden Konzessionsabgabe. Die Konzessionsabgabe wird von der jeweiligen Ge-
meinde bzw. dem jeweiligen Landkreis gegenüber dem Netzbetreiber für die Ein-
räumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung 
und den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung und den Betrieb 
von Leitungen, die der unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern im Ge-
meindegebiet mit Energie dienen, erhoben. Die Höhe der Konzessionsabgabe rich-
tet sich nach dem jeweils zwischen dem Netzbetreiber und der betreffenden Ge-
meinde bzw.  dem betreffenden Landkreis nach Maßgabe von § 2 KAV vereinbarten 
Konzessionsabgabesatz. 

7.3.5 Die von den Stadtwerken an den zuständigen Übertragungsnetzbetreiber zu zah-
lende EEG-Umlage nach § 60 Abs. 1 EEG i. V. m. der EEV. Mit der EEG-Umlage wer-
den Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwick-
lung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energiequellen entstehen.  

7.3.6 Die von den Stadtwerken an den Netzbetreiber zu zahlende KWK-Umlage nach § 
26 KWKG. Mit der KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertra-
gungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förde-
rung der Stromerzeugung aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen so-
wie zur Förderung des Ausbaus von Wärme- und Kältenetzen entstehen. 

7.3.7 Die von den Stadtwerken an den Netzbetreiber zu zahlende § 19-StromNEV-Um-
lage nach § 19 Abs. 2 StromNEV. Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten 
ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entste-
hen, nachgelagerten Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil 
sie bestimmten Letztverbrauchern mit atypischem Verbrauchsverhalten oder be-
sonders hohem Stromverbrauch nach § 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netzent-
gelte anbieten müssen. 

7.3.8 Die von den Stadtwerken an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore-Netzumlage 
nach § 17 f Abs. 5 EnWG. Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die 
den Übertragungsnetzbetreibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe 
von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten Offshore-Windenergieanlagen 
in Folge von Störungen oder Verzögerungen der Netzanbindung dieser Anlagen 
entstehen sowie unter anderem auch Offshore- Anbindungskosten nach § 17d Abs. 
1 EnWG, den §§ 17a und 17b EnWG sowie die Kosten nach § 12b Abs. 1 Satz 3 Nr. 
7 EnWG und des Flächenentwicklungsplans nach § 5 des WindSeeG. 

7.3.9 Die vom zuständigen Netzbetreiber aufgrund § 18 Abs. 1 der Verordnung zu ab-
schaltbaren Lasten (AbLaV) von den Stadtwerken erhobene Umlage (AbLaV-Um-
lage), die aufgrund der Netznutzung zur Belieferung des Kunden anfällt, in der je-
weils geltenden Höhe. Die derzeitige Höhe der AblaV-Umlage in Cent pro kWh 
ergibt sich aus dem beigefügten Preisblatt. Die AbLaV-Umlage gleicht Kosten aus, 
die den Übertragungsnetzbetreibern durch Zahlung an Betreiber bestimmter Anla-
gen zum Verbrauch elektrischer Energie entstehen, deren Leistung auf Anforde-
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rung der Übertragungsnetzbetreiber zur Aufrechterhaltung der Netz- und 
Systemstabilität reduziert werden kann. Die abLa-Umlage wird für das je-
weils folgende Kalenderjahr bis zum 25. Oktober eines Kalenderjahres 
von den Übertragungsnetzbetreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: 
www.netztransparenz.de). 

7.3.10 Ab 2023: Die von den Stadtwerken an den Netzbetreiber zu zahlende 
Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG. Mit der Was-
serstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetz-
betreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förde-
rung der Wasserstofferzeugung durch Wasserelektrolyse entstehen. 

7.3.11 Die Stromsteuer. 

7.4 Ist eine Umlage nach Ziffern 7.3.5 bis 7.3.10 negativ, reduziert sich das für 
die gelieferte Energie zu zahlende Entgelt in entsprechender Höhe. 

7.5 Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie nach 
Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 7.2, 7.3 und 7.6 nicht genann-
ten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zah-
lende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils gel-
tenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder die Ver-
teilung von elektrischer Energie nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich 
auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine Bußgelder o. 
ä.) belegt wird, soweit diese unmittelbar Einfluss auf die Kosten für die 
nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der 
jeweils geltenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattung (z.B. in 
Form negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. 
Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Höhe 
und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret vor-
hersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterbe-
rechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten 
beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem 
einzelnen Vertragsverhältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zuge-
ordnet werden können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt 
der Entstehung der Mehrkosten. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem 
Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine sol-
che Weiterberechnung spätestens mit der Rechnungsstellung informiert. 

7.6 Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 7.2 und 7.3 sowie 
etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte 
Belastungen nach Ziffer 7.5 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden 
Höhe an.  

7.7 Die Stadtwerke teilen dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines nach 
Ziffer 7.3, 7.5 und 7.6 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit. 

7.8 Die Stadtwerke sind verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis 
nach Ziffer 7.2- nicht hingegen die gesondert in der jeweils geltenden 
Höhe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile nach Ziffern 7.3 
und 7.6 sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheit-
lich auferlegte Belastungen nach Ziffer 7.5 – durch einseitige Leistungsbe-
stimmung nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhö-
hungen oder Senkungen). Anlass für eine solche Preisanpassung ist aus-
schließlich eine Änderung der in Ziffer 7.2 genannten Kosten. Die Stadt-
werke überwachen fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Um-
fang einer Preisanpassung ist auf die Veränderung der Kosten nach Ziffer 
7.2 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 7.8 
erfolgt ist – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 7.8 er-
folgt ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksam-
werdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. Kostensteigerungen 
und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenläufig zu sal-
dieren. Die Stadtwerke sind verpflichtet, bei der Ausübung seines billigen 
Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen Maßstäben zu berück-
sichtigen wie Kostenerhöhungen, so dass Kostensenkungen mindestens 
in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der 
Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen 
Ermessens der Stadtwerke gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen 
von Grundpreis und Arbeitspreis nach dieser Ziffer sind nur auf den Zeit-
punkt der jeweiligen Vertragsverlängerung möglich. Preisanpassungen 
werden nur wirksam, wenn die Stadtwerke dem Kunden die Änderungen 
spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform 
mitteilen. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Preisanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von den Stadtwer-
ken in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

7.9 Informationen über aktuelle Produkte (insbesondere gebündelte Pro-
dukte  bzw. Leistungen) und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 05241 
/ 82-2671 oder im Internet unter www.stadtwerke-gt.de. 

 ERBRINGUNG VON DIENSTLEISTUNGEN NACH § 41d ENWG 

Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken den Abschluss einer vertrag-
lichen Vereinbarung mit einem Dritten über die Erbringung von Dienst-
leistungen hinsichtlich von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von 
Mehr- oder Minderverbrauch elektrischer Arbeit und über einen anderen 
Bilanzkreis unverzüglich mitzuteilen. Die Stadtwerke werden die Erbrin-
gung der Dienstleistung auf Grundlage einer gesonderten Vereinbarung – 
soweit und solange diese nicht durch eine Festlegung der BNetzA ent-
behrlich wird – gegen angemessenes Entgelt ermöglichen. Wird eine sol-
che Dienstleistung erstmalig im Rahmen dieses Lieferverhältnisses er-
bracht und handelt es sich bei dem Kunden nicht zugleich um einen Haus-
haltskunden nach § 3 Nr. 22 EnWG, steht den Stadtwerken ein außeror-
dentliches Kündigungsrecht dieses Lieferverhältnisses mit einer Frist von 
drei Kalendermonaten zum Monatsende zu. 

 ÄNDERUNGEN DES VERTRAGES UND DER ALLGEMEINEN GESCHÄFTSBEDINGUN-
GEN 

Die Regelungen des Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen beru-
hen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses (z.B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, höchstrichterliche 
Rechtsprechung, Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äqui-
valenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen 
der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z.B. durch Gesetzesände- 
rungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwischen 
dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – 
absehbar war), die die Stadtwerke nicht veranlasst haben und auf die sie auch kei-
nen Einfluss haben, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann 
nach Vertragsschluss eine im Vertrag und/ oder diesen Bedingungen entstandene 
Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages ent-
stehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), 
die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen 
sind die Stadtwerke verpflichtet, den Vertrag und die Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen – mit Ausnahme der Preise – unverzüglich insoweit anzupassen und/ oder 
zu ergänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von Leis- 
tung und Gegenleistung und/ oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur 
zumutbaren Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich macht 
(z.B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertra-
ges und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum 
Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn die Stadtwerke 
dem Kunden die Anpassung spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksam-
werden in Textform mitteilen. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Vertragsanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von den Stadtwerken in 
der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

 EINSTELLUNG DER LIEFERUNG / FRISTLOSE KÜNDIGUNG 

10.1 Die Stadtwerke sind berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen und die Anschluss-
nutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der 
Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Strom unter Umgehung, Beeinflus-
sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Energiediebstahl“) 
und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten Energie-
entnahme erforderlich ist. 

10.2 Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der rechnerisch auf den 
laufenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindes-
tens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten, sind die Stadtwerke 
ebenfalls berechtigt, die Lieferung ein- zustellen und die Anschlussnutzung durch 
den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen. Bei der Berechnung des 
Mindestbetrages bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, die der 
Kunde schlüssig beanstandet hat, oder die wegen einer Vereinbarung zwischen den 
Stadtwerken und Kunden noch nicht fällig sind, oder die aus einer streitigen und 
noch nicht rechtskräftig entschiedenen Preiserhöhung der Stadtwerke resultieren. 
Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhält-
nis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nach-
kommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spätestens vier Wochen vorher an-
gedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unterbrechung der An-
schlussnutzung drei Werktage vorher, mindestens aber gilt die Sperrankündigungs-
frist des § 19 StromGVV, unter Angabe des Zeitraums der Auftragserteilung ange-
kündigt. Die Stadtwerke werden den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung ge-
nannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür der 
Netzbetreiber nach den Vorgaben des einheitlichen Netznutzungsvertrages Strom 
sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird die Stadtwerke auf etwaige Be-
sonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich 
hinweisen. 

10.3 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind 
vom Kunden zu ersetzen. Die Stadtwerke stellen dem Kunden die dadurch entstan-
denen Kosten pauschal gemäß dem beigefügten Preisblatt zu Mahn- und Sonder-
entgelten der Stadtwerke Gütersloh in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die 
Berechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach 
nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu er-
wartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis ge-
stattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer sind als die 
Höhe der Pauschale. Die Belieferung wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn die 
Gründe für die Unterbrechung entfallen und die Kosten der Unterbrechung und 
Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kun-
den zur Verkürzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugser-
mächtigung unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung 
unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen. Die Entsperrung erfolgt dann nach-
dem die Kosten bezahlt und bei den Stadtwerken Gütersloh eingegangen sind. 

10.4 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und 
die Lieferung eingestellt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall 
eines Energiediebstahls nach Ziffer 10.1, oder im Fall eines Zahlungsverzugs unter 
den Voraussetzungen der Ziffer 10.2 Satz 1 und 2. Im letztgenannten Fall ist dem 
Kunden die Kündigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen; die Kündi-
gung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündigung außer Verhältnis 
zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen, oder wenn der Kunde darlegt, dass hin-
reichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nach-
kommt. 

10.05  Die Stadtwerke sind berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 5 des Auftrags-
formulars, bei einem bevorstehenden Erst-einbau eines intelligenten Messsystems 
mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekündigten Zeitpunkt des Einbaus zu 
kündigen. Die Stadtwerke werden dem Kunden in diesem Fall mit der Kündigung 
ein Angebot für den Abschluss eines neuen Energieliefervertrags unterbreiten. 

http://www.netztransparenz.de/
http://www.stadtwerke-gt.de/
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 Haftung  

11.1 Die Stadtwerke haften bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. 
B. bei Nichterfüllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter 
Abrechnung) für dadurch entstandene Schäden nach Maßgabe von Zif-
fern 11.2 bis 11.6. 

11.2 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßig-
keiten in der Elektrizitätsversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer 
Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, 
gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu machen. 

11.3 Die Stadtwerke werden auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die 
mit der Schadensverursachung zusammenhängenden Tatsachen Aus-
kunft geben, wenn sie ihnen bekannt sind oder von ihnen in zumutbarer 
Weise aufgeklärt werden können.  

11.4 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer 
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden 
ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Ver- 
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder der schuld-
haften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages über-
haupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner re-
gelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten). 

11.5 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung 
auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrages als 
mögliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Be-
rücksichtigung der Umstände, die sie kannte oder kennen musste, hätte 
voraussehen müssen. 

11.6 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. 

 

 UMZUG / ÜBERTRAGUNG DES VERTRAGES 

12.1 Der Kunde ist verpflichtet, den Stadtwerken jeden Umzug unverzüglich 
vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift und der 
neuen Zählernummer oder Marktlokations-Identifikationsnummer in 
Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 
10 Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um den Stadtwerken eine 
rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermöglichen. 

12.2 Die Stadtwerke werden den Kunden an der neuen Entnahmestelle, wenn 
der Umzug im Gebiet des bisherigen Netzbetreibers erfolgt, auf Grund-
lage dieses Vertrages weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt des 
Einzugs setzt voraus, dass der Kunde den Stadtwerken das Umzugsdatum 
rechtzeitig mitgeteilt hat. Ein Umzug des Kunden beendet den Lieferver-
trag zum Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn 
der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet 
eines anderen Netzbetreibers zieht. Die Stadtwerke unterbreiten dem 
Kunden für die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues Ange-
bot. 

12.3 Ist der Kunde Haushaltskunde i.S.d. § 3 Nr. 22 EnWG, hat er das Recht, 
den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in Textform und unter Mit-
teilung seiner zukünftigen Anschrift oder der zur Bezeichnung seiner zu-
künftigen Entnahmestelle verwendeten Marktlokations-Identifikations-
nummer kündigen.  Die Kündigung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des 
Auszugs oder mit Wirkung zu einem späteren Zeitpunkt erklärt werden.  
Die Kündigung beendet diesen Vertrag nicht und die Stadtwerke werden 
den Kunden zu den bisherigen Vertragsbedingungen an seinem neuen 
Wohnsitz weiterbeliefern, wenn die Stadtwerke dem Kunden dies binnen 
zwei Wochen nach Erhalt der Kündigung anbieten und die Belieferung an 
dessen neuem Wohnsitz möglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des 
Einzugs setzt voraus, dass der Kunde den Stadtwerken das Umzugsdatum 
rechtzeitig mitgeteilt hat. 

12.4 Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziff. 12.1 aus Gründen, die 
dieser zu vertreten hat, und wird den Stadtwerken die Tatsache des Um-
zugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnah-
men an seiner bisherigen Entnahmestelle, für die die Stadtwerke gegen-
über dem örtlichen Netzbetreiber einstehen müssen und für die sie von 
keinem anderen Kunden eine Vergütung zu fordern berechtigt sind, nach 
den Preisen des Vertrages zu vergüten. Die Pflicht der Stadtwerke zur un-
verzüglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und Ansprüche 
der Stadtwerke auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder verspä-
tet erfolgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unbe-
rührt. 

12.5 Die Stadtwerke sind berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag 
als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leis-
tungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 ist dem 
Kunden spätestens sechs Wochen vor dem Zeitpunkt der Übertragung 
unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Fall einer Übertragung hat 
der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu kündigen. Hie-
rauf wird der Kunde von den Stadtwerken in der Mitteilung gesondert 
hingewiesen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB 
sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragun- 
gen im Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer 12.5 
unberührt. 

 

 VERTRAGSSTRAFE 

13.1 Verbraucht der Kunde Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Versorgung, so sind die 
Stadtwerke berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die tatsächli-
che, sofern nicht feststellbar, für die geschätzte Dauer des unbefugten Gebrauchs, 
längstens aber für sechs Monate auf der Grundlage einer täglichen Nutzung der 
unbefugt verwendeten Verbrauchsgeräte von bis zu zehn Stunden nach dem für 
den Kunden geltenden Vertragspreis zu berechnen. 

13.2 Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder 
grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrags, den der 
Kunde bei Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Vertragspreis 
zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf für den tatsächlichen, sofern der Beginn 
der Mitteilungspflicht nicht feststellbar ist, für einen geschätzten Zeitraum, längs-
tens aber für einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden. 

 INFORMATIONEN ZUR VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN / DATEN-
AUSTAUSCH MIT AUSKUNFTEIEN / WIDERSPRUCHSRECHT 

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält 
der Kunde in der „Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten“.  

 

 INFORMATIONEN ZU WARTUNGSDIENSTEN UND –ENTGELTEN / LIEFERANTEN-
WECHSEL 

15.1 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim örtlichen 
Netzbetreiber erhältlich. 

15.2 Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel sind 
die Stadtwerke verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen 
Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit die Stadt-
werke aus Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, den Verbrauch nicht ermit-
teln können, ist der geschätzte Verbrauch anzugeben. 

 STREITBEILEGUNGSVERFAHREN (GILT NUR FÜR VERBRAUCHER i.S.d. §13 BGB) 

16.1 Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) 
sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB 
(Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leis-
tungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das 
Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie be-
treffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen 
ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind 
zu richten an:  

Stadtwerke Gütersloh GmbH, Beschwerdemanagement, Berliner Str. 260, 33330 
Gütersloh Tel.-Nr. 05241 / 82-3420, (Mo.- Fr. 9:00 Uhr-12:00 Uhr und 13:00 Uhr-
16:00 Uhr, sowie Fr. 9:00 Uhr-12:00 Uhr) Telefax: 05241 / 82-3429, E-Mail: lo-
bundkritik@stadtwerke -gt.de. 

16.2.  Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie 
§ 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfah-
rens anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder 
auf diese nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG 
bleibt unberührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der 
Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der 
Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 
BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfah-
ren (z.B. nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt. 

16.3  Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:  
Schlichtungsstelle Energie e. V.,  
Friedrichstraße 133, 10117 Berlin,  
Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 030/2757240–69,  
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de,  
Homepage: www.schlichtungsstelle-energie.de. 

Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbraucherrechten für 
den Bereich Elektrizität und Gas sind erhältlich über den Verbraucherservice 
Energie der Bundes- netzagentur,Postfach8001,53105Bonn,Telefon:030/22480-
500 oder 01805/101000, (Mo. - Fr. 9:00 Uhr - 15:00 Uhr), Telefax: 030/22480-
323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 

16.4  Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online- Streitbeilegungs-Plattform 
der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Ver-
braucherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungs-
vertrag sowie Informationen über die Verfahren an den Verbraucherschlich-
tungsstellen in der Europäischen Union zu erhalten. Die Online-Streitbeilegungs-
Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden: https://ec.eu-
ropa.eu/consumers/odr/. 

 GERICHTSSTAND 

Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische 
Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist 
ausschließlich Gütersloh. Das Gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat. 

 ALLGEMEINE INFORMATIONEN NACH DEM ENERGIEDIENSTLEISTUNGSGESETZ 

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird 
bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienst-
leister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen 
aufgeführt sind. Weiterführende Informationen zu der so genannten Anbieterliste 
und den Anbietern selbst erhalten sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich  

 

 

mailto:verbraucherservice-energie@bnetza.de
mailto:verbraucherservice-energie@bnetza.de
https://ec.europa.eu/consumers/odr/
https://ec.europa.eu/consumers/odr/
http://www.bfee-online.de/
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zudem bei der Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizi-
enz umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter 
www.energieeffizienz-online.info. 

 ALLGEMEINE INFORMATIONEN NACH DEM ENERGIEDIENSTLEISTUNGS-
GESETZ 

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkun-
den wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in 
der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von 
Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sind. Weiterführende Informati-
onen zu der so genannten Anbieterliste und den Anbietern selbst erhal-
ten sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem bei der Deut-
schen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz umfassend infor-
mieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizienz-
online.info. 

 ANLAGENAUSWAHL; LIEFERUNG VON RESERVEMENGEN 

20.1. Im Tarif „vonhierwechStrom“ können durch den Kunden bis zu 4 Energie-
erzeugungsanlagen ausgewählt werden, von denen der bilanziell an den 
Kunden gelieferte Strom zu möglichst großen Teilen stammen soll („indi-
vidueller Anlagen-Mix“).  

20.2. Aus technischen, klimatischen oder sonstigen Gründen kann es dazu kom-
men, dass die vom Kunden gewählten Erzeugungsanlagen vorüberge-
hend oder dauerhaft, teilweise oder vollständig nicht zur Verfügung ste-
hen. Die Stadtwerke behalten sich in diesem Fall vor, die Anlagenauswahl 
nach eigenem Ermessen anzupassen. Dies kann zur Verdeutlichung bei-
spielsweise folgende Situationen betreffen: 

 Der Kunde kann den von ihm gewählten Energie-Mix nicht beziehen, 
weil die für den Betrieb von Windenergieanlagen erforderlichen 
Windstärken nicht erreicht werden und damit kein Strom aus derje-
nigen Windenergieanlage zur Verfügung steht, die er gewählt hat. 

 Die Stadtwerke werden trotz des Abschlusses eines entsprechenden 
Liefervertrages mit dem Betreiber einer Erzeugungsanlage („De-
ckungsvertrag“) ihrerseits nicht oder nicht rechtzeitig mit den ver-
einbarten Energiemengen beliefert oder der Betreiber einer Erzeu-
gungsanlage kündigt den Deckungsvertrag ordentlich oder außeror-
dentlich. 

20.3. Der Kunde beauftragt die Stadtwerke bereits jetzt, soweit Erzeugungsan-
lagen nicht oder nicht ausreichend zur Verfügung stehen, stattdessen an 
ihn den Standard Ökostrom der Stadtwerke zu liefern, sodass der ge-
samte Bedarf des Kunden an elektrischer Energie zu jeder Zeit gedeckt ist.  

20.4. Eine physikalische Lieferung des Stroms aus den gewählten Erzeugungs-
anlagen an die Lieferadresse des Kunden ist über das Stromnetz der all-
gemeinen Versorgung technisch nicht möglich. Über Regionalnachweise 
wird nach den gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen, dass der erzeugte 
Strom aus den aufgeführten Anlagen stammt. Über Herkunftsnachweise 
wird nach den gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen, dass ein bestimmter 
Anteil oder eine bestimmte Mende des Stroms aus erneuerbaren Ener-
gien erzeugt wurde (letztlich 100 %). Die Stadtwerke Gütersloh verwen-
den und entwerten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben Regional-
nachweise und Herkunftsnachweise. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 ONLINE-PLATTFORM „vonhierwechStrom“-TARIF 

21.1. Die Stadtwerke stellen dem Kunden unter 
https://vonhierwechstrom.stadtwerke-gt.de/ die „vonhierwechStrom“-Plattform 
(im Folgenden als Online-Plattform bezeichnet) zur Verfügung, auf dem der Kunde 
vertiefende Informationen zu seinem Tarif und insbesondere zu seinem individuel-
len Energiemix erhält. 

21.2. Die Zugangsdaten für die Online-Plattform erhält der Kunde spätestens zu Ver-
tragsbeginn automatisch via E-Mail an die Mailadresse, die der Kunde bei der Be-
stellung des Tarifs „vonhierwechStrom“ angegeben hat. Der Kunde ist verpflichtet, 
seine Zugangsdaten geheim zu halten und vor dem Zugriff unbefugter Dritter zu 
schützen. Im Falle eines Missbrauchs hat der Kunde die Möglichkeit, sein Passwort 
eigenständig zu ändern und hat diesen Missbrauch unverzüglich bei den Stadtwer-
ken anzuzeigen. 

21.3. Falls der Kunde sein Passwort vergessen hat oder ändern möchte, kann er unter 
der in Ziffer 19.1. genannten Internetadresse auf der Schaltfläche „Passwort ver-
gessen?“ ein neues Passwort anfordern. 

21.4. Die Stadtwerke behalten sich das Recht vor, Änderungen oder Ergänzungen der In-
halte der Online-Plattform ohne vorherige Ankündigung vorzunehmen, sofern dies 
den hier beschriebenen Leistungsumfang nicht beeinträchtigt.  

21.5. Die Stadtwerke gewährleisten weder eine bestimmte Verfügbarkeit der Online-
Plattform noch dessen Mangelfreiheit. Die Stadtwerke bemühen sich jedoch, dem 
Kunden grundsätzlich eine uneingeschränkte Nutzung im Rahmen des jeweiligen 
Nutzungsrechts zu ermöglichen. 

21.6. Die Stadtwerke sind berechtigt, den Zugang des Kunden zur Online-Plattform zu 
sperren, solange sich der Kunde im Zahlungsverzug befindet. Gleiches gilt bei einer 
missbräuchlichen Nutzung der Online-Plattform durch den Kunden. 

 Schlussbestimmungen 

22.1. Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

22.2. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. An dieser 
Stelle der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung tritt die gesetzliche 
Bestimmung.  

Stand: Juli 2022 

 
Stadtwerke Gütersloh GmbH _ Berliner Straße 260 _ 33330 
Gütersloh _ Vorsitzender des Aufsichtsrates _ 
Bürgermeister Norbert Morkes_ Geschäftsführung _ Dipl.- 
Kaufm. Ralf Libuda _ Amtsgericht Gütersloh _ HRB 3842 _ 
USt-IdNr. _ DE 812 782 467 _ St.-Nr.: 351/5925/0528 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück. 

WIDERRUFSFORMULAR 

Hiermit widerrufe(n) ich / wir* den von mir / uns* abge-

schlossenen Vertrag über die Belieferung mit Strom. 

 

 

Stromlieferung beantragt am:  

Meine/unsere*Anschrift  

             Frau            Herr              Firma 

 

Vor-und Nachname 

 

Straße und Hausnummer 

 

PLZ und Ort 

 

Ort und Datum, Unterschrift         *Unzutreffendes bitte streichen. 

 

 

http://www.energieeffizienz-online.info/
http://www.bfee-online.de/
http://www.energieeffizienz-online.info/
http://www.energieeffizienz-online.info/
https://vonhierwechstrom.stadtwerke-gt.de/
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Stadtwerke Gütersloh GmbH 
Postfach 2965 
33259 Gütersloh 

 


